
— hilfsweise, die Höhe der den Klägerinnen in dem angegriffe­
nen Beschluss auferlegten Geldbuße gemäß Art. 261 AEUV 
angemessen herabzusetzen; 

— der Beklagten die Kosten dieses Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Zur Stützung der Klage machen die Klägerinnen acht Kla­
gegründe geltend. 

1. Erstens habe die Beklagte bei ihren Feststellungen gegen die 
Grundsätze der Beweislast (Art. 2 der Verordnung 1/2003), 
des Beweismaßes und der Begründungspflicht verstoßen. 
Insbesondere habe die Beklagte nicht hinreichend nach­
gewiesen, dass angebliche Signalwirkungen der deutschen 
Preise für Drehkipp-Systeme auf sämtliche Beschlagstech­
nologien und -materialien im gesamten EWR existieren 
und daher die ihr obliegende Beweislast in unzulässiger 
Weise verkürzt. 

2. Zweitens habe die Beklagte rechtsfehlerhaft angenommen, 
dass die angeblichen Absprachen den gesamten EWR betra­
fen bzw. keine hinreichenden Beweise hierfür beigebracht. 

3. Drittens habe die Beklagte rechtsfehlerhaft angenommen 
und keine ausreichenden Beweise dafür vorgelegt, dass der 
angebliche Verstoß sämtliche Beschlags-technologien und 
-materialien betraf. 

4. Viertens habe die Beklagte rechtsfehlerhaft angenommen 
und keine hinreichenden Beweise dafür beigebracht, dass 
im Jahr 2002 Preisabsprachen stattgefunden haben. Dadurch 
würden die Geldbußen-Leitlinien auch insoweit rechtsfehler­
haft angewandt, als dass unzutreffenderweise angenommen 
worden sei, der Verstoß habe von 1999 bis 2007 gedauert. 
Darüber hinaus habe die Beklagte gegen Art. 25 der Ver­
ordnung 1/2003 verstoßen, weil Vorgänge vor 2002 bereits 
verjährt seien. 

5. Fünftens habe die Beklagte den Klägerinnen rechtsfehlerhaft 
das Verhalten einer Gesellschaft, an der nur eine Minder­
heitsbeteiligung bestand, zugerechnet und hierdurch gegen 
die Regeln über die Zurechnung der Handlungen von Toch­
tergesellschaften zur Muttergesellschaft sowie der Begrün­
dungspflicht verstoßen. 

6. Sechstens habe die Beklagte in Durchführung einer Adaption 
der Geldbuße gegen die Grundsätze der Gleichbehandlung, 
Verhältnismäßigkeit, ordnungsgemäßen Verwaltung sowie 
der Begründungspflicht verstoßen. Ferner habe die Beklagte 
gegen Wortlaut, Systematik und Sinn der Geldbußen-Leit­
linien verstoßen. 

7. Siebtens habe die Beklagte bei der Bestimmung der Schwere 
des Verstoßes gegen die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit, 

der ordnungsgemäßen Verwaltung sowie gegen die Randnrn. 
20, 23, und 25 der Geldbußen-Leitlinien und der Begrün­
dungspflicht verstoßen. 

8. Achtens habe die Beklagte habe bei der Bestimmung mil­
dernder Umstände gegen die Grundsätze der Gleichbehand­
lung, Randnr. 29 der Geldbußen-Leitlinien sowie der Be­
gründungspflicht verstoßen. Insbesondere habe die Beklagte 
die Tatsachen einer nicht vorsätzlichen Handlung sowie ak­
tiver Kooperation der Klägerinnen nicht berücksichtigt. 
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Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die gegen die Klägerin verhängte Geldbuße im Wege der 
unbeschränkten Ermessensnachprüfung, über die das Gericht 
gemäß Art. 261 AEUV verfügt, aufzuheben oder, hilfsweise, 
herabzusetzen und 

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Der angefochtene Beschluss in der vorliegenden Rechtssache ist 
derselbe wie in der Rechtssache T-248/12, Carl Fuhr GmbH & 
Co. KG/Kommission. 

Zur Stützung ihrer Klage macht die Klägerin zwei Klagegründe 
geltend. 

1. Erster Klagegrund: Rechtswidrigkeit der Bestimmung der 
Dauer der der Alban Giacomo SpA zugeschriebenen Zu­
widerhandlung. 

— Mit dem ersten Klagegrund macht die Klägerin geltend, 
die ihr vorgeworfene Zuwiderhandlung habe anlässlich 
des letzten Treffens geendet, an dem sie teilgenommen 
habe, das heißt am 11. September 2006, und nicht zeit­
gleich mit den von der Kommission am 3. Juli 2007 
durchgeführten Kontrollen.
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— Zur Stützung des Klagegrundes führt die Klägerin fol­
gende Argumente an: i) Es sei nicht bewiesen, dass die 
Klägerin während des Treffens vom 11. September 2006 
eine Vereinbarung über Preiserhöhungen für das Jahr 
2007 geschlossen habe; ii) es sei nicht bewiesen, dass 
die Klägerin die angebliche Vereinbarung über Preiserhö­
hungen für das Jahr 2007 umgesetzt habe; iii) es sei 
nicht bewiesen, dass die Klägerin Kontakte mit Wett­
bewerbern nach dem Treffen vom 11. September 
2006 unterhalten habe. 

2. Zweiter Klagegrund: Rechtswidrigkeit der gegen die Alban 
Giacomo SpA verhängten Geldbuße, da sie gegen die 
Grundsätze der persönlichen Strafe und Sanktion, der Nicht­
diskriminierung, der Gleichbehandlung und der Verhältnis­
mäßigkeit verstoße. 

— Mit dem zweiten Klagegrund macht die Klägerin geltend, 
die Kommission habe nicht korrekt die ihr auferlegte 
Geldbuße entsprechend ihrem Grad von Verantwortlich­
keit im Vergleich zu den anderen am Kartell beteiligten 
Unternehmen bemessen, unter Verstoß gegen die Grund­
sätze der Verhältnismäßigkeit, der Gleichbehandlung und 
der persönlichen Strafe und Sanktion. 

— Zur Stützung des Klagegrundes führt die Klägerin fol­
gende Argumente an: i) Der für die Berechnung der 
Geldbuße verwendete Prozentsatz der Verkäufe sei zu 
hoch; ii) alternativ sei die Weigerung, der Klägerin mil­
dernde Umstände zu gewähren, ungerechtfertigt; iii) al­
ternativ hätte die Kommission die gegen die Klägerin 
verhängte Geldbuße stärker herabsetzen müssen
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